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Entscheidungen des Bundessozialgerichtes (BSG)
zum SGB II
20 Cent Fahrgeld pro km
bei Bildungsmaßnahmen

Bekommt ein Hartz-IV-Bezieher
eine Weiterbildungsmaßname nach
den Vorschriften des SGB III – über
den Querverweis in § 16 Abs. 1 Satz
2 SGB II – bewilligt, dann stehen
ihm Fahrtkosten in Höhe von 20
Cent pro (mit dem Auto gefahre-
nem) Kilometer zu und zwar bezo-
gen nicht auf die Entfernungskilo-
meter sondern auf die gesamte
Wegstrecke hin und zurück zur
Maßnahme.

Zwar liegt es im Ermessen des
Jobcenters, ob es eine solche Bil-
dungsmaßnahme bewilligt, da es
sich beim Zugang zu den Instru-
menten des SGB III (nach § 16 Abs.
1 Satz 2 SGB II) um eine Kann-Re-
gelung handelt. Wird jedoch eine
Maßnahme bewilligt, dann besteht
bezüglich der Höhe der Fahrtkosten
kein Ermessen mehr. Vielmehr gel-
ten dann die Folgevorschriften des
SGB III, soweit im SGB II nicht aus-
drücklich abweichende Regelungen
vorgesehen sind. Der Anspruch auf
die genannten 20 Cent pro Kilome-
ter der Gesamtstrecke sind in § 81
Abs. 2 SGB III in Verbindung mit §
5 des Bundesreisekostengesetzes
geregelt.

Eine analoge Anwendung des
Pauschbetrags für vom Einkommen
absetzbare Fahrtkosten (§ Abs. 1 Nr.
3b der Alg II-Verordnung) in Höhe
von 20 Cent pro Entfernungskilo-
meter ist nicht zulässig. Eine analo-
ge Anwendung käme nur in Be-
tracht, wenn im SGB II eine plan-
widrige Regelungslücke zu den
Fahrtkosten bei Bildungsmaßnah-
men bestünde. Dies ist aber auf-
grund des Verweises auf die Vor-
schriften des SGB III eben nicht der
Fall.
B 4 AS 117/10 R vom 6.4.2011

Die einschlägigen gesetzlichen
Regelungen werden durch die ge-
planten Änderungen bei den Ar-

beitsmarktinstrumenten nicht geän-
dert, so dass diese BSG-Entschei-
dung auch zukünftig beachtet wer-
den muss.

Erstattungsanspruch
bei nicht zusätzlichem
1-Euro-Job

Ist eine Arbeitsgelegenheit mit
Mehraufwandsentschädigung
(AGH MAE, “1-Euro-Job“) nicht zu-
sätzlich, dann hat der 1-Euro-Jobber
einen öffentlich-rechtlichen Erstat-
tungsanspruch gegenüber dem
Jobcenter. Die Höhe des Erstat-
tungsanspruchs ergibt sich aus
dem üblichen Arbeitsentgelt für die
Tätigkeit abzüglich der gewährten
SGB-II-Leistungen (einschließlich
der Beiträge zur Sozialversiche-
rung). Dabei dürfen nur die Leistun-
gen für die Tage abgezogen wer-
den, an denen die AGH ausgeübt
wurde, nicht jedoch die gewährten
Leistungen für die Monate insge-
samt, in denen die AGH lag.
B 14 AS 98/10 R vom 13.04.2011

Sobald die schriftliche Urteilsbe-
gründung vorliegt, werden wir eine
Empfehlung zum weiteren Vorge-
hen geben. Eventuell ist das Urteil
wegweisend und hilfreich, um wei-
tere Erstattungsansprüche durchzu-

setzen. Vielleicht kann es auch dazu
beitragen, dass 1-Euro-Jobs zukünf-
tiger seltener durchgeführt werden.

Vor übertriebenen Erwartungen
möchten wir aber zurzeit warnen.

So begrüßenswert der nun klar
gestellte Erstattungsanspruch auch
ist, kommt er aber ja nur dann zum
Tragen, wenn feststeht, dass eine
AGH nicht zusätzlich ist.

Und diese Feststellung ist ange-
sichts der geltenden, windelwei-
chen Definition der Zusätzlichkeit
recht schwierig: „Arbeiten sind zu-
sätzlich, wenn sie ohne die Förde-
rung nicht, nicht in diesem Umfang
oder erst zu einem späteren Zeit-
punkt durchgeführt werden.

Arbeiten, die auf Grund einer
rechtlichen Verpflichtung durchzu-
führen sind oder die üblicherweise
von juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts durchgeführt
werden, sind nur förderungsfähig,
wenn sie ohne die Förderung vor-
aussichtlich erst nach zwei Jahren
durchgeführt werden.“ (§ 261 Abs.
2 SGB III)

Widerspruch gegen
1-Euro-Job-Angebot

Mit Spannung erwartet wird
auch die schriftliche Begründung
einer zweiten Entscheidung zu 1-
Euro-Jobs: Laut BSG sind Wider-
spruch und Klage gegen einen Ver-
mittlungsvorschlag in eine Arbeits-
gelegenheit zulässig. Nach bisher
vorherrschender Meinung wurden
solche Stellenangebote des Job-
centers nicht als Verwaltungsakt ge-
wertet, gegen den die Rechtsbehel-
fe Widerspruch und Klage eingelegt
werden konnten. Das führte bisher
zu der unbefriedigenden Situation,
dass man sich erst wehren konnte,
wenn das Kind schon in den Brun-
nen gefallen war und eine Sanktion
wegen Nichtantritt oder Abbruch
der Arbeitsgelegenheit verhängt
worden war.

B 14 AS 101/10 R vom 13.04.2011
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Einkommen bei Pfändung
Auch der gepfändete Teil des

Einkommens ist Einkommen im
Sinne des § 11 SGB II. Da die Si-
cherstellung des eigenen Lebens-
unterhalts der Schuldentilgung vor-
geht, darf der gepfändete Einkom-
mensteil nicht generell unberück-
sichtigt bleiben.

Es ist dem Leistungsbezieher
zuzumuten, sich gegen eine Pfän-
dung zu wehren, um den Bezug von
steuerfinanzierten, existenzsichern-
den Sozialleistungen zu mindern
oder zu vermeiden. Dieser Grund-
satz gilt jedoch nicht, wenn der Lei-
stungsberechtigte eine Pfändung
aus rechtlichen Gründen gar nicht
oder nicht ohne weiteres rückgän-
gig machen kann. Dann steht der
gepfändete Einkommensteil nicht
als bereite Mittel zur Bedarfsdek-
kung zur Verfügung.

Im verhandelten Fall war ein An-
spruch auf den Kinderzuschlag strit-
tig. Da die Einkommensprüfung
beim KiZ aber auf § 11 SGB II be-
ruht, ist die Entscheidung auch für
SGB-II-Leistungsbezieher insge-
samt relevant.
B 4 KG 1/10 R vom 10.05.2011

Keine Einmalbeihilfe für
einen Fernseher

Ein Fernseher gehört nicht zu
den „wohnraumbezogenen Gegen-
ständen“ für die unter Umständen
ein Anspruch im Rahmen der Erst-
ausstattungen für die Wohnung (§
24 Abs. 3 SGB II) besteht. Ein Fern-
sehgerät ist laut BSG weder ein Ein-
richtungsgegenstand noch ein
Haushaltsgerät.

Mit seiner Entscheidung stellt
das BSG nicht in Abrede, dass ein
Fernseher zum Bedarf gehört. Es
ordnet jedoch Fernsehen den „Frei-
zeit-, Informations- und Unterhal-
tungsbedürfnissen“ zu, die aus
dem Regelbedarf bezahlt werden
müssen.

Ein Darlehen nach § 24 Abs. 1
SGB II für einen unabweisbaren
Bedarf zur Anschaffung eines Fern-
sehgeräts ist aber möglich.
B 14 AS 75/10 R vom 24.02.2011

Erbschaft: Einkommen
oder Vermögen?

Im verhandelten Fall stritten die
Beteiligten darüber, ob ein während
des Leistungsbezugs tatsächlich zu-
geflossener Geldbetrag aus einer
„Erbschaft“ als anrechenbares Ein-
kommen zu werten ist oder als Ver-
mögen, das bereits vor der Antrag-
stellung existierte.

Laut BSG ist zunächst die Art
des Geldzuflusses zu klären und für
das Ergebnis entscheidend: Han-
delt es sich bei dem Geldzufluss um
eine Forderung gegen den Nachlass
(§ 1939 BGB), dann ist der tatsäch-
liche Zuflusszeitpunkt entschei-
dend.

Handelt es sich hingegen um
eine echte Erbschaft, bei der der
Erbe die Gesamtrechtsnachfolge
des Verstorbenen antritt, dann ist
der Todestag des Erblassers als Zu-
flusszeitpunkt zu werten. Denn mit
dem Tod geht die Erbschaft kraft
Gesetzes auf den Erben über (§
1922 BGB).

Der spätere, tatsächliche Geld-
zufluss ist in diesem Fall nicht rele-
vant sondern stellt nur das „Versil-
bern“ bereits vorher vorhandener
Vermögenswerte dar.
B 14 AS 45/09 R vom 24.2.2011

Mehraufwand bei
Allergien

Ein Mehrbedarf wegen kosten-
aufwändiger Ernährung darf nicht al-
lein deshalb abgelehnt werden, weil
eine Allergie durch den Verzicht auf
bestimmte Lebensmittel vermie-
den werden kann. Im verhandelten
Fall hatten das Sozialgericht und das
Landessozialgericht ohne weitere
Prüfung einfach geschlussfolgert,
dass die Vermeidung von Nahrungs-
mitteln zwar ein zeitaufwändigeres
Einkaufen bedinge aber nicht zu hö-
heren Kosten führe.

Eine solche Schlussfolgerung
ohne nähere Begründung ist nicht
zulässig. Vielmehr ist konkret zu be-
urteilen, ob im Hinblick auf eine aus-
gewogene Ernährung tatsächlich
Mehrkosten entstehen oder nicht.
B 14 AS 49/10 R vom 24.2.2011


